
Anlage 1 zur Sitzungsvorlage VO 432/20 

Satzung über die Erhaltung baulicher Anlagen im Bereich des Körnerplatzes 
(Erhaltungssatzung) 

Die Stadt Ingolstadt erlässt aufgrund des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, BayRS 2020-1-1-
l), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 350) geändert 
worden ist und des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl I. S. 3634), das zuletzt 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, 
folgende Satzung: 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst folgende Flurnummern 
der Gemarkung Ingolstadt:

3721/10, 3723/19, 3723/30, 3723/26, 3723/31, 3723/32, 3723/33, 3723/36, 3723/37, 
3723/38, 3723/39, 3723/41, 3723/45, 3723/51 (Teilfl.), 3766/13, 3766/14, 3769 
(Teilfl.), 3769/2, 3769/3, 3769/4, 3769/5, 3769/6, 3769/7, 3769/8, 3769/11, 3769/12, 
3769/13, 3769/14, 3769/15, 3769/16, 3769/17, 3769/18, 3770 (Teilfl.). 

(2) Die Begrenzung ist in dem als Anlage beigefügten Plan, der Bestandteil dieser 
Satzung ist, dargestellt (vgl. Anlage 2 zu dieser Satzung)

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich

Diese Satzung dient der Erhaltung der städtebaulichen Eigenart, der Stadtgestalt, 
der Struktur sowie des Orts- und Landschaftsbildes nach Maßgabe des § 172 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 BauGB. Sie gilt unbeschadet der Bestimmung der Bayerischen Bauord-
nung zur Genehmigungspflicht baulicher Anlagen auch für solche Vorhaben, Maß-
nahmen und Anlagen, die nach der Bayerischen Bauordnung oder nach sonstigen 
gesetzlichen Vorschriften nicht genehmigungspflichtig sind. 

§ 3 Genehmigungspflicht und Versagungsgründe

(1) Im Geltungsbereich dieser Satzung bedürfen der Abbruch, die Errichtung, die Än-
derung und die Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmigung. Vom Geneh-
migungsvorbehalt ausgenommen sind innere Umbauten und Änderungen, die das äu-
ßere Erscheinungsbild der baulichen Anlage nicht verändern.

(2) Bei Abbruch, Änderung oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen darf die Ge-
nehmigung nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammen-
hang mit anderen baulichen Anlagen das Ortsbild, das Landschaftsbild oder die Stadt-
gestalt prägt oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künst-
lerischer Bedeutung ist.



(3) Die Genehmigung zur Errichtung baulicher Anlagen darf nur versagt werden, wenn 
das Ortsbild, das Landschaftsbild oder die Stadtgestalt durch die beabsichtigte bauli-
che Anlage beeinträchtigt wird. 
 

§ 4 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB handelt, wer eine bauliche 
Anlage im Geltungsbereich dieser Erhaltungssatzung ohne Genehmigung ändert oder 
abbricht. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 213 Abs. 3 BauGB mit einer Geldbuße bis 
zu dreißigtausend Euro geahndet werden. 
 

§ 5 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


